
Wiıener Ordinariat verlautete, daß die Vereinigung der Frauenorden un: schulen sein, daß das U  — verhinderte
IMNa  $ das Gesetz auch M1t dem ara- Kongregationen ÖOsterreichs. Dıie BC- Subventionsverbot auf administra-

wählte Vorgangsweise zeıgt zugleichgraphen 70a akzeptieren werde. t1ıvem VWeg wirksam werden könnte.
Diesmal blieb jedoch die OVP kon- die wichtige Funktion, die dem Wıiıe- Die sozıalistisch regjerten Bundeslän-
sequent und brachte den (Sesetzent- NnNer Kardınal ın der Repraäasenta- der un: Gemeinden bauen möglıcher-
wurt bei der Abstimmung 15 Ju- tıon der Öösterreichischen Kıirche nach weise aAb 1972/73 die bisher gegebe-

außen zukommt.11 1971 Fall NnenNn Subventionen allmählich ab, Wwıe
auch bereits 1mM Bundesministerium

für Unterricht un Kunst AnzeıchenVermittelnde Haltung der Einschränkungen durch die Ver- ZUuUr geringer werdenden Subventions-Regierung waltung befürchtet freudigkeit gibt Selbstverständlich
geschieht das dem Hınvweıs auf

Die Regierung, 1m Dilemma Z7W1- Dıie rückwirkende Pauschalabgeltung notwendige Sparmainahmen. Sollte
schen gegebenem Versprechen un: der vollen Personalkosten für die
Widerständen innerhalb der eigenen

auf diese Weiıse die finanzielle Lage
katholischen Schulen ertordert 1U  — der katholischen Schulen wieder

Partel, suchte zunächst eıt BC- eine Neufassung des Zusatzvertrages schwieriger werden der Ab-
wınnen. Die Neuwahlen VO kto- ZU Konkordat. Diese neuerlichen hängigkeit VO Wohlwollen der Ver-
ber 1971 un: eın Ministerwechsel Verhandlungen werden die Einbrin- waltung, wırd die se1ıt Jahren CI -
legten alle Verhandlungen ahm Als Sung der Novelle ZU Privatschul- hobene Forderung nach gesetzlicherdie Gespräche MIt dem Unter- ZESCELZ un: WAar ohne Zusatz- Abdeckung auch des Sachaufwandes
richtsminıster Sınowaltz Ende NOo-
vember des Vorjahres wieder iın Gang paragraphen noch einıge Wochen schneller 1ın die Debatte CWOT-

verzögern. Dıie Regierung hat sıch fen werden. Die Schwierigkeiten der
kamen, SINg bereits die rage Nnu schon weıt festgelegt, dafß nNeue katholischen Privatschulen sınd sOomıt
nach einer brauchbaren Rückzugspo- Zwischenfälle ıcht mehr ar- ıcht Ende, Zanz abgesehen VO  a} der
sıt10N2 un möglıchster Wahrung des innerkirchlichen Diskussion über Sınnnten siınd un die Angelegenheit bıs
Gesichts. Mıtte Januar 1972 benützte ZU Sommer miıt Siıcherheit ZU Ab- un Aufgabe der katholischen Schu-
Mınıiıster Sınowatz die Eröffnung eınes schluß gebracht wiırd, wenı1gstens tor- len heute. Dıie Diskussion darüber iStErweiterungsbaues eiıner der gröfßten mal Denn nıcht Sanz unbegründetkatholischen Schulen Wıens, des Gym-

bei fast allen Öösterreichischen Syn-
oden 1n Gang gekommen.nasıums der Jesuiten in Wien-Kalks- dürften die Befürchtungen der Privat-

burg, ZUr Erklärung, daß die Regıe-
rung ıhr Versprechen halten werde
und überdies bereit sel, die Personal-
kostendifterenz rückwirkend aAb

Wird die EKD-Reform verzögert?
September 1971 nachzuzahlen. IYSt
Mıtte Februar sickerten weıtere FEın- Seitdem die Frankfurter EKD-Syn-zelheiten durch Die Gespräche hat-

reuth ihre konstituierende Sıtzung
ode VO November 1971 den Roh- abhielt. Obwohl eigentlich ULr die

ten der außerst gCcn Vereinba- entwurt der Grundordnung Wahl der verschiedenen Vorsiıtzen-
rung geführt, „daß das bestehende diskutiert hat, der 1er 1 einzelnen den, der Ausschüsse un die Verab-
Verhältnis zwıschen öffentlichem un analysıert wurde (vgl 1in dieser schiedung des Ftats auf der Tages-privatem Schulwesen nıcht grund- Zeitschrift, Dezember 1974 560f ordnung stand, nahm Landesbischof
sätzlich verändert wird“ (Unterrichts- Wr offenkundig, daß bıs ıhrer Dietzfelbinger seinen Rechenschafts-
miınıster Sınowatz). Da einerseits die bericht ZU Anlaß, seine schon
Neugründung VO  n Privatschulen Velr-

Verabschiedung noch große Schwie-
rigkeiten entstehen würden. Inzwiı- früher geäußerten grundsätzlıchenfassungsmäßig gewährleistet ıst un schen hat ıne ernstie Kontroverse Bedenken die geplante Reformdurch zweıseıltige Erklärungen garl über die Qualität, Ja die mangelnde der EKD-West bekräftigen (epd,nıcht verhindert werden kann, da —

derseits die finanzıellen Schwier1g- Beschlußreife der „Leuenberger Kon- 7/2)
kordie“ (LK) stattgefunden, die der Er beschränkte sıch dabei nıcht aufkeiten der katholischen Schulen künftigen FK  S als Dokument einergrofß sınd, dafß ıne „Welle“ VO  . eıiınen bayerischen Konftessionalismus,

Neugründungen überhaupt nıcht authentischen reformatorischen „Kir- sondern warnfie VO  —$ einer
chengemeinschaft“ zugrunde gelegt „provinziellen Lösung“ der EKD-denken ISt, erweıst sıch diese Formu- werden soll (vgl die Analyse der Reform. Er meıinte damıt, die EKDlierung als bloßer Beschwichtigungs-

versuch der Parteifreunde des Mı- Leuenberger Konkordie mıt ihren sollte siıch nach den Grundgedanken
nısters. Dazu kommt, dafß die BC- offenen Fragen ın Januar VO7Z; der „Leuenberger Konkordie“ kon-

19 bıs Z2) Dıies 1St aber schon termın- stıtuleren, Was Ja auch beabsıichtigtannte Vereinbarung 1ın einem Brief
ist, aber diese Konkordie musse erstVO  e Kardıinal Könıg die Bundes- lıch schwer möglıch, denn der Entwurt

regierung enthalten ist: der überwie- der Grundordnung der EKD VO  3 den Landeskirchen beraten, VeI-

gende Teıl der katholischen Schulen oll bis Maı 1972 durchberaten se1n, bessert un ANSCHOMM:! werden.
die aber erst bıs Marz / un: Dabei hätten die bayerischen Luthe-wird aber VO  3 exemten Orden Ya-

gCenN, dıe weder eiıner Diözese noch der dıes 1St angesichts der aufgetretenen iıhre Verantwortung für dıe
Osterreichischen Bischofskonterenz Schwierigkeiten eın optimaler Ter- Iutherische Reformation als (sanzes

M1N. Dıiese Sıtuation hat sıch die NeU- bedenken un: wahrzunehmen.unterstellt sind. Sprecher der Schul-
erhalter waren also uerst die Supe- gewählte Landessynode der bayerı1- WAar folgten nıcht alle Synodalen
riorenkonferenz der männlichen Or- schen Lutheraner ZUuNuTIZE gemacht, ıhrem Landesbischof, der 1m übrigen
densgemeinschaften Osterreichs un die VO bis Marz 1972 iın Bay- den Akzent seıines Berichtes autf
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einen Protest die Reform des retormatorischen Kirchen in Europa“ man SEl vermieden, die Frucht
218 Strafgesetzbuch verlegte un: durchaus Ja ZUuUr Konkordie, aber des Kirchenkampfes, nämlich die

damit noch wenıger Beifall fand wendet sıch Unzulänglichkei- These, daß Bekenntnis un Ordnung
Der zuständige Ausschuß für die tCN, die AUuUS der angestrebten Kır- ıcht werden dürfen, über-
EKD-Retorm gab ımmerhiın seıne chengemeinschaft NUuUr einen „geist- haupt Nur heranzuzijehen: „Man

lichen Zollverein“ machen, 1n dem fragt sıch, W as Bekenntnisartikel fürZustimmung ZUur Diskussion des Ent-
wurfes der Grundordnung, die Zirkulation VO möglichst vielen einen Wert besitzen, wenn ein Um:-
aber x1e solle San Sınne der Leuen- Hindernissen befreit wird (S 10) Er schlagen des geschichtlichen Windes
berger Konkordie“ erfolgen. Das vermißt neben dem Rückgang auf die sıe diskussionslos dahinfallen lassen“

biblischen Quellen die Einsicht ın dieklingt positıver als die Warnung (S 39) Ganz schweigen davon,
Dietzfelbingers VOT einer „Einebnung geschichtlichen Existenzbedingungen daß 1m Zeıtalter des gesamtökumeni-
der konfessionellen Selbständigkeit“ der Reformationskirchen. Es werde schen Dialogs eine völlige Ausklam-
der Landeskirche durch ine Bundes- übersehen, dafß das „Satıs est VO INCIUNS der Amts-Struktur- un

onf Augustana VII, ganz abge- Verfassungsfrage empfohlen wird.kirche bzw für die Beibehaltung der
daß der Kirchen-geltenden Grundordnung VO  3 1948, csehen davon, Domboaıis erklärt mıiıt Grund 1e

die völlig ausreiche. Doch praktisch Artikel unseCcNhaAu zıtlert werde, Nnur alten Kırchen, die römische wIie die
äuft der gefaßte Beschluß darauf Z Rechtfertigung eınes grundsätz- orientalische, erwarten in einem sol-
hinaus, die Reform der EK  S Velr- lıchen kirchlichen Partikularismus chen geschichtlichen Augenblick eine

verwendet wird. Miıt einem Seiten-zögern, bıs die Leueg_berger Kon- Stellungnahme der reformatorischen
kordie VO allen betroffenen Kirchen blick autf die römische „Lex funda- Kirchen diesem Fragenbereich, in
ANSCHOMMECN worden 1St. Das dürfte mentalıs“, die auch ıne Kırchen- dem für S1IE die Legitimität VO  —$

bald nıcht möglıch sein. Denn 1N- gemeıinschaft wünsche, ohne Zur 4 Kirche wesentlich mıiıt beschlossen —  ISt
7wischen 1St ıne tiefgreifende Kon- schichtlichen Exıstenz der „getreNN- (S 40) Von dem 1n der erwähn-

über den Wert der Konkor- ten Kırchen“ POSItV Stellung neh- ten Sakrament der Absolution se1l
die aufgebrochen. INCI, greift Domboaoıis die aufgeführ- ebenfalls nırgends die ede

ten „reformatorischen Kriterien“ Lutheraner weichen A2US
1e Konkordie „nicht beschluß- Die Voranstellung VO VII se1
reif“ eın „sinnentstellender Gebrauch“ des Leider wiırd beı der Verlangsamung

geschichtlichen Textes, dem wen1- des Tempos der Kirchenreform der
CI auf die Freigabe VO  j kirchlichen FK  w nıcht / bleiben, nachdem eineDiese Kontroverse kam die Of- die „Von vorherige Beratung der ZUr Vor-fentlichkeit durch ıne ausführliche Ordnungen ankomme,

Erklärung seıtens des Präsidenten Menschen gemacht“ sınd, als auf die bedingung gemacht wird, wıe in
des Lutherischen Kirchenamtes 1n Verkündigung des rechten VaAan- Bayreuth geschehen. Die Antwort

geliums. Vor allem bemängelt Dom- VO  e Schnell auf das Votum VO  -Hannover, Schnell, eın —- bois, die in der formulierten (3e- Dombaois geht auf die substantiellenlaufendes ausführliches Gutachten
des Heidelberger Kiırchenrechtlers meinsamkeıten sejen „eine rein luthe- Einwände gar nıcht ein un hält die
Domboaois. Auch der „Reformierte rische Darlegung des Lehrbestandes“, für ine „wirklichkeitsnahe,

die noch nıcht einmal 1n den Formen ruchtbare Lösung“. Sıe ordere VO  —Bund“ hat inzwischen geltend BC- der Aussage den unterschiedlichen den Lutheranern eın Umdenken,macht, der Text der Konkordie se1 Tradıitionen der beiden Konfessionen„einseltig lutherisch tormuliert“. nämlıch die Auseinandersetzung
Rechnung Die formalisierende den Auftrag der Kıiırche 1in der Welt,Da Domboaois in seiner Analyse der Betonung der Rechtfertigungslehre un: demgemäß „eiıne dynamisıerteseine Vorwürfe die Luthe- -drohe VO einer „Rechttertigung Grundordnung der Hieße

an gerichtet hatte un dabei auf allein durch den Glauben ZUuU lau-den Nerv der Ekklesiologie kam, War
dies 1aber praktisch ıcht: die theo-

ben allein die Rechtfertigung“ logischen Fragen, die nach der
die Erwiderung Aus Hannover ent- werden (S 30)! Nach wı1ıe VOT be- doch dem ständıgen Gespräch auf-sprechend deutlich, aber s1e brachte stehe eın harter, praktisch weitrel- gegeben sınd, beiseite lassen un!
keine Wiıderlegung der Vorwürfe die Auseinandersetzung die rage(vgl Rheinischer Merkur, 25 72)

chender Gegensatz 7wischen der
Zwei-Reiche-Lehre un: dem refor- „Kirche un: Welt“ wieder auf der

Weder diese Erwiderung noch der mierten Gedanken der Königsherr- Basıs der lutherischen Zwei-Reiche-
kurze Auszug 1mM „Evangelischen Lehre aufzunehmen.
Pressedienst“ (8 72) geben ıne sdxai’el Chrristı. Und schließlich habe

Vorstellung VO Gewicht der Argu-
des Gutachtens VO  ; Domboaoıis. Zionistische Rena  1SSaNCceEe durch

Daher ennen WIr seine Einwände Aaus
einer Vervielfältigung des 53 Manu- sowjetische Einwanderung?
skriptseiten umtassenden Originals.
Es se1 nebenbei bemerkt, daß auch Vom Zionısmus, jener ewegung, die Möglichkeit nıcht. 1972 nach dem
das „Deutsche Pfarrerblatt“ (Nr dem jüdischen olk eine nationale Banz überraschenden Begınn einer ]u-
Maärz 1972, 145—152) 1n Zzwei Heımstatt 1in Palästina schaffen soll- dischen Emuigration aAus$s der Sowjet-
Beıträgen die Diskussion der rage te, hieß iın den sechziger Jahren, uUnLONn spricht INa  - wieder VO  - einer

se1 tOL, weıl seın Ziel erreicht habe (möglichen) Renaissance des "710n1S-aufgenommen hat, mi1t erheblichen
Fragen sowohl den Entwurf der Jeder Jude, der es wolle, könne sich INUS,. Dies zeıigte sıch recht deutlich

Grundordnung wıe die in Israel niıederlassen. Allerdings galt auf dem Zionistenkongreß Ende Ja-
Dombais Sagt ın „Bemerkungen 1€eS$ mıiıt einer Ausnahme, enn die Nuar dieses Jahres ın Jerusalem.
ZU. Entwurf der Konkordie der Juden ın der Sowjetunion hatten die- „Z1i0nısmus“ 1St ZWAar als Begriff
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